
der Polizei auch in Strafsachen die Initiative über­
lassen ist.

Zu den Befugnissen des englischen Königs gehört 
das Begnadigungsrecht, so wie alle Urteile in seinem 
Namen ergehen. Da aber nach der zwingenden Ver­
fassungspraxis der König dem Rat der Minister 
folgen muß, ist der Vorschlag des hier zuständigen 
Innenministers praktisch entscheidend. Dieser wie­
derum pflegt sich der Empfehlung des in der Sache 
tätigen Gerichts anzuschließen, und wo sie (wie 
häufig) fehlt, die Begnadigung nicht zu veranlassen.

Zusammenfassend betrachtet verbinden sich in 
dem hier skizzierten Bild der englischen Justiz 
widersprechende Wesenszüge: überständige feuda­
listische Vorrechte mit einseitigen Besitzprivilegien 
und tatsächliche Beteiligung und Kontrolle durch 
das Volk. Daß die Stellung eines so wichtigen Funk­
tionsträgers wie der Justiz dem Gesamtbild der Ver­
fassung eines Landes entspricht, versteht sich von 
selbst, und wird sich auch beim Studium der Justiz­
verfassungen der anderen großen Demokratien er­
weisen.

n.
Ist die englische Justiz in ihrer historischen und 

in ihrer aktuellen Position ein tragendes Element 
der Verfassung (vergleichbar etwa der Stellung der 
höheren Beamtenschaft in der preußischen Monar­
chie), so ist die a m e r i k a n i s c h e  Justiz gerade­
zu der Herr und Schöpfer der Verfassung. Denn 
die amerikanische Verfassungsurkunde vom 17.9. 
1787 enthält in ihren sieben Artikeln in gewollter 
Elastizität nur eine Festlegung der Grundsätze, der 
wichtigsten Einrichtungen und einer Regelung des 
Verhältnisses zwischen ihnen, auch dies alles nur in 
großen Linien, oft nur dem Grundsatz nach. Das 
bedeutet die Ermöglichung evolutionärer Anpassung 
an veränderte Lebensumstände, und zwar auf drei 
Wegen:

1. durch Interpretation des Verfassungstextes,
2. durch Anerkennung des politischen Brauches 

als eines ungeschriebenen Verfassungsgewohn­
heitsrechtes,

3. durch Verfassungsänderungen (Amendments).
Der letzte Weg ist durch Artikel 5 der Verfas­

sung weitgehend erschwert, indem Verfassungs­
zusätze von zwei Dritteln beider Kammern vorge­
schlagen werden müssen, oder auf Antrag der ge­
setzgebenden Versammlungen von zwei Dritteln der 
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Amendments zu berufen ist. Drei Viertel der 
Staaten oder drei Viertel des Konvents müssen dann 
dem Vorschlag zustimmen, damit er Gesetz wird. 
Unter diesen Umständen ist es nicht erstaunlich, 
daß in den 160 Jahren seit Niederschrift der Bundes­
verfassung nur 21 Zusätze beschlossen wurden, wo­
bei noch berücksichtigt werden muß, daß die ersten 
10 aus dem Jahre 1791 stammen und lediglich eine 
bundesstaatliche Festlegung der in einzelnen Staa­
ten längst bestehenden Grundrechte enthalten, sach­
lich also dem Stadium der Verfassungsentstehung 
zuzurechnen sind.

Trägt das Verfahren der Verfassungsamendierung 
somit Ausnahmecharakter, so ist der Recht schaf­
fende politische Brauch und die den Verfassungs­
text ausfüllende Interpretation von um so größerer 
Bedeutung für die Weiterentwicklung der tatsäch­
lichen Verfassung. In der Praxis bestimmt die­
jenige Instanz den aktuellen Verfassungszustand, die 
autoritativ das Bestehen eines bestimmten Verfas­
sungsgewohnheitsrechtes feststellen, eine Verfas­
sungslücke durch authentische Auslegung schließen 
oder aber durch negative Rechtsfindung eine konser­

vative Erstarrung der politischen Regelung der ge­
sellschaftlichen Zustände herbeiführen kann. Die 
zuständige Instanz ist das Oberste Bundesgericht in 
Washington, das man einmal die dritte Kammer 
(neben Senat und Abgeordnetenhaus) genannt hat, 
das tatsächlich die oberste von ihnen genannt wer­
den sollte und faktisch auch das sonst einflußreichste 
Verfassungsorgan, den Präsidenten, kontrolliert, 
ohne selbst irgendeiner Verantwortlichkeit unter­
worfen zu sein. Diese zentrale Stellung der 9 Män­
ner des Supreme Court als Hebel oder auch als 
Bremsklotz der Verfassungsentwicklung gibt der 
Stellung der amerikanischen Justiz das kennzeich­
nende Gepräge.

Theoretisch enthält die Verfassung der USA die 
radikalste Verwirklichung des Grundsatzes der Tei­
lung, Trennung und gleichgewichtigen Ausbalancie­
rung der drei „Gewalten“, die sich in irgendeiner 
modernen Staatsordnung findet. Praktisch hat der 
Oberste Gerichtshof das Schwergewicht vollkommen 
zugunsten des Präsidenten und der allein von dessen 
Vertrauen abhängigen Regierung verlagert, so daß 
dieser — zumal in der Außenpolitik — fast ohne 
demokratisch - parlamentarische Hemmungen die 
Grundlinien der Politik festlegen kann. Das Oberste 
Bundesgericht hat sich zur Ermöglichung dieser 
Machtstellung des Präsidenten von vornherein auf 
den Standpunkt gestellt, daß die politischen Auf­
gaben des Präsidenten, soweit sie nicht eindeutig 
im Verfassungstext begrenzt sind, der Kontrolle des 
Gerichtes nicht unterliegen, und damit der fak­
tischen Entwicklung freien Lauf gegeben. In die 
innere, besonders in die Sozialpolitik hat die Recht­
sprechung des Supreme Court dagegen oft — teils 
mit hemmender, teils mit fördernder Wirkung — 
eingegriffen. Charakteristische Beispiele der ersten 
Art sind jene Entscheidungen; durch die der Oberste 
Gerichtshof die sogenannte NRA-Gesetzgebung 
(National Recovery Administration) Roosevelts 1935 
als verfassungswidrig außer Anwendung setzte oder 
ein Menschenalter zuvor die Verbotsbestimmungen 
des Antitrustgesetzes von 1890, der Shenman-Act, 
einerseits auf „unvernünftige“ Handelsbeschränkun­
gen der Unternehmer begrenzte, andererseits ent­
gegen der ratio legis auf die Gewerkschaften aus­
dehnte. Ein Beispiel fortschrittlicher Rechtspre­
chung ist der einstimmige Beschluß des Obersten 
Gerichtshofes vom 3. 2. 1941, durch den die Fair- 
Labor-Standards-Act von 1938 als verfassungs­
mäßig anerkannt wurde. Durch dieses Gesetz wur­
den die ersten Regelungen von Mindestlöhnen und 
Höchstarbeitszeiten getroffen und Arbeitsschutz­
bestimmungen für Jugendliche eingeführt. Es ist 
für die Gestaltung der Lebensverhältnisse von etwa 
20 Millionen arbeitender Menschen von entscheiden­
der Bedeutung. Der Präsident kann gegen solche 
endgültigen Entscheidungen des Obersten Bundes­
gerichts nicht angehen, sondern nur bei Tod oder 
Pensionierung eines der neun Mitglieder in der Aus­
lese des Nachfolgers Vorsicht üben. Er ist hierbei 
an die Zustimmung zwar nicht des Abgeordneten­
hauses, also der gewählten Volksvertretung, wohl 
aber des Senats, also der freilich gleichfalls in demo­
kratischer Form bestellten Staatenvertretung, ge­
bunden. Durch diese zentrale Prüfungskompetenz 
ist der Supreme Court der Sache nach „Hüter“ der 
Verfassung und politische Aufsichtsinstanz für die 
anderen von ihr bestellten Organe. Gegenüber dem 
der amerikanischen Verfassungstradition heiligen 
Grundsatz der Gewaltentrennung wird diese Über­
macht des höchsten Gerichts über Legislatur und 
Exekutive damit gerechtfertigt, daß formell durch 
Nichtanwendung das für verfassungswidrig erklärte 
Gesetz nicht aufgehoben wird, ein förmlicher Ein­
griff in die Gesetzgebung also nicht stattfindet.
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